
 
 

    
 

 

 

 

 

Hinweise zur Antragstellung inkl. Checkliste (AZV) 
 

1. Für die Antragstellung nutzen Sie bitte ausschließlich das easy-Online-System, erreichbar un-

ter https://foerderportal.bund.de/easyonline/. Mit Hilfe dieses Systems können Sie Ihren Antrag 

erstellen und zusammen mit allen Anlagen (als PDF-Dokumente) elektronisch übermitteln.  

Bitte beachten Sie hier die Navigation/Auswahl über „1. Bundesministerium der Justiz und für 

Verbraucherschutz → 2. Innovationsprogramm Verbraucherschutz → 3. Unter Förderbereich 

die aktuelle Bekanntmachung/Richtlinie auswählen (oder ggf. Einzelverfahren) → die Aus-

wahlmöglichkeiten 4. (und 5.) unberücksichtigt lassen und direkt von den „Möglichen Formu-

lartypen“ die Variante „(AZV) Antrag auf eine Zuweisung auswählen. 

2. Die elektronische Fassung wird nach Betätigung der Schaltfläche „Endfassung einreichen“ an 

die BLE übermittelt. Darüber hinaus ist das ausgedruckte Antragsformular (inkl. der Unterlagen 

aus der Checkliste unten) im Original mit Stempel und Unterschrift zusätzlich postalisch zu 

versenden an:  

Bundesanstalt für Landwirtschaft und Ernährung 

Referat 321 – Innovationsförderung 

53168 Bonn 

3. Die Teilnahme am elektronischen Verfahren „profi-Online“ zur vereinfachten Projektabwick-

lung ist verpflichtend. Über das elektronische Antragsformular besteht die Möglichkeit, die 

Nutzung des Verfahrens direkt mit dem Forschungsvorhaben zu beantragen.  

4. Bitte beachten Sie den BLE-Formularschrank, erreichbar unter www.foerderportal.bund.de 

und die Navigation „Formularschrank → Bundesanstalt für Landwirtschaft und Ernährung 

(BLE) → Zuweisungen / Aufträge für Verwaltungsvereinbarungen (AZV)“, in dem Sie alle re-

levanten Hinweise für Ihren Antrag finden. Das gilt insbesondere für die die Richtlinien für 

Zuwendungsanträge auf Ausgabenbasis (gültig mit Ausnahme der Vorgaben zur Gliederung der 

Vorhabenbeschreibung unter E01), die auch für die Bearbeitung von Anträgen auf Zuweisungs-

basis (AZV) gültig sind.  

Bei Verbundvorhaben ist es erforderlich, dass jeder Partner ein separates Antragsformular 

über easyonline einreicht. Die Verbundpartner erstellen jedoch eine gemeinsame Vorhabenbe-

schreibung, aus der eindeutig hervorgeht, wer welche Aufgaben in welchem Umfang im Ver-

bundvorhaben wahrnimmt (Darstellung anhand eines tabellarischen Arbeitsplanes).  

Bestandteil des Antrags sind eine Vorhabenbeschreibung, die nach den Vorgaben der Gliede-

rung im Anhang dieser Hinweise (siehe unten) zu erstellen ist, sowie ein Verwertungsplan 

(VP) gemäß separater Wordvorlage (Vorlage ist verlinkt im elektronischen Antragsformular im 

Reiter Erklärungen; ist bei Verbundvorhaben nur durch den Koordinator für den Gesamtver-

bund einzureichen). 

Mit den Zwischennachweisen und dem Verwendungsnachweis ist der VP fortzuschreiben und 

zusätzlich das Datenmonitoring für die Erfolgskontrolle (DME, siehe Anhang 1 des VP) 

auszufüllen bzw. fortzuschreiben und einzureichen. Bei Verbundvorhaben wird der VP und 

das DME ausschließlich vom Koordinator des Verbundes fortgeschrieben und eingereicht.  

Darüber hinaus ist zwischen den Projektpartnern eine Kooperationsvereinbarung zu schließen, 

die die Bestimmungen der Zusammenarbeit festlegt (vgl. dazu das Dokument „Merkblatt für 

https://foerderportal.bund.de/easyonline/
http://www.foerderportal.bund.de/


 
 
 
 
 
 
 
 

 

 

Antragsteller/Zuwendungsempfänger zur Zusammenarbeit der Partner von Verbundprojekten“ 

im BLE-Formularschrank (0110.pdf).   

5. Personalausgaben sind nur für zusätzlich benötigtes Personal, soweit dieses mit dem bean-

tragten Vorhaben beschäftigt ist, förderfähig. Es ist zu beachten, dass für NN-Personal die rei-

nen tabellarischen Obergrenzen ohne Zuschläge einzutragen sind (Obergrenzen für Personal-

ausgaben; siehe BLE-Formularschrank).  

6. Ausgaben für Infrastrukturleistungen (sogenannte „overheads“) und Stammpersonal, die mit 

dem Zuwendungszweck zusammenhängen, sind nicht zuwendungsfähig. 

7. Für beantragte Dienstreisen sind ausschließlich Sätze gemäß Bundesreisekostengesetz anzu-

setzen. 

8. Für öffentlichkeitswirksame Darstellungen benötigen wir folgende Informationen, damit Ihr 

(Verbund)Vorhaben umfassend, aber ohne schädliche Folgen für etwaige Patentanmeldungen 

usw. dargestellt werden kann (bei Verbundvorhaben nur vom Koordinator zu erledigen): 

 Einen (einheitlichen, abgestimmten) Titel (für den gesamten Verbund), der in Deutsch (Feld 

V06 im Antragsformular) und Englisch (Feld V06a im Antragsformular) anzugeben ist. 

 Eine (einheitliche, abgestimmte) Kurzbeschreibung (für das Verbundprojekt) in deutscher 

und englischer Sprache mit Eignung zur Veröffentlichung. Diese ist in den Feldern V07 und 

V07a bzw. V09 und V09a des Antragsformulars einzugeben. 

 
 
Checkliste Antrag 

Folgende Unterlagen sind in einfacher Ausfertigung auf dem Postweg an die BLE zu senden: 

 Die Druckversion des Antragsformulars mit rechtsverbindlicher Unterschrift und Stempel 

 Vorhabenbeschreibung gemäß der Gliederung im Anhang dieser Hinweise. 

 Tabellarischer Arbeitsplan/Balkenplan als Teil der Vorhabenbeschreibung (grafische Darstel-

lung der geplanten Arbeiten einschl. Meilensteine, ggf. Aufteilung der Arbeitspakete auf Ver-

bundpartner). 

 Verwertungsplan (Vorlage ist verlinkt im elektronischen Antragsformular im Reiter Erklärun-

gen; ist bei Verbundvorhaben nur durch den Koordinator für den Gesamtverbund einzu-

reichen). 

 Die Erklärung über die „Zustimmung zur Weitergabe der eingereichten Unterlagen“ 

(Vorlage ist verlinkt im elektronischen Antragsformular im Reiter Erklärungen). 

 Die elektronischen Fassungen der angesprochenen Unterlagen sind über das easy-Online-

System an die BLE zu übermitteln: Schaltflächen „Endfassung einreichen“ und „Ergänzende 

Unterlagen hochladen“. 

 Die Informationen zur öffentlichkeitswirksamen Darstellung (siehe oben) sind zusätzlich als 

Datei an innovation@ble.de senden (bei Verbundvorhaben nur vom Koordinator für den Ge-

samtverbund zu erledigen). 

 

 

mailto:innovation@ble.de


 
 
 
 
 
 
 
 

 

 

 

 

Anhang: Vorgaben zur Gliederung der Vorhabenbeschreibung 

Die Vorhabenbeschreibung ist elementarer Bestandteil eines vollständigen Antrags. Sie sollte ma-

ximal 20 Seiten (ohne Deckblatt, Gliederung, Finanzierungstabellen, Anlagen und Literaturver-

zeichnis; bevorzugte Schrift Arial, Schriftgröße mindestens 11 Pkt., Zeilenabstand 1,2) umfassen 

und der nachfolgenden Gliederung entsprechen: 

A. Allgemeine Angaben zum Vorhaben (Deckblatt der Vorhabenbeschreibung): 

 Titel/Thema des Projekts und Akronym; 

 Art des Vorhabens: Einzelvorhaben oder Verbundvorhaben; 

 Projektleitung (Hauptansprechpartnerin/Hauptansprechpartner, nur eine Person), bzw. bei 

Verbünden Verbundkoordination (Hauptansprechpartnerin/Hauptansprechpartner, nur eine 

Person) mit vollständiger Dienstadresse; 

 Projektleitende der weiteren Verbundbeteiligten (pro antragstellender Einrichtung jeweils 

nur eine Person); 

 Bei Verbünden ist eine gemeinsame Vorhabenbeschreibung einzureichen, aus der eine ein-

deutige zeitliche und inhaltliche Aufteilung der Arbeitspakete auf die einzelnen Teilvorha-

ben ersichtlich ist. Neben der gemeinsamen Vorhabenbeschreibung erstellt jede/r Verbund-

teilnehmer*in ein separates Antragsformular mit rechtsverbindlicher Unterschrift; geplanter 

Laufzeit und, geplantem Beginn des Vorhabens. 

 

B. Inhaltsverzeichnis 

 

C. Beschreibung der Projektinhalte und weitere Erläuterungen zum Vorhaben: 

 Kurze Zusammenfassung sowie bei Verbünden eine kurze Beschreibung des Gegenstandes 

der einzelnen Teilvorhaben auf Grundlage des Arbeitsplanes (insgesamt maximal eine Sei-

te). 

I. Ziele: 

 Beschreibung der wissenschaftlichen Arbeitsziele und Fragestellungen des Vorhabens ein-

schließlich messbarer Indikatoren für die Erfolgskontrolle (SMART-Kriterien beach-

ten, siehe dazu auch Nr. 1.1 des zu Grunde liegenden Programms zur Förderung von 

Innovationen, zu finden unter www.ble.de/verbraucherschutz) 

 theoretischer Zugang / analyseleitende Theorie(n) / Hypothese(n) 

 Bezug des Vorhabens zu den förderpolitischen Zielen (insbesondere Förderrichtlinie, För-

derprogramm) 

 Relevanz für die Verbraucher*innen bzw. die Verbraucherpolitik 

II. Darstellung des nationalen und internationalen Forschungsstands einschließlich Darstellung der 

eigenen Forschungsarbeiten im Feld – sofern einschlägig: 

 Stand der Wissenschaft (interdisziplinär) 

 bisherige Arbeiten des Antragstellers bzw. der Antragstellerin 

III. Beschreibung des Arbeitsplans: 

 Projektdesign mit Begründung der Methoden / Verfahren 

 Beschreibung der Arbeitspakete inklusive inhaltlicher und zeitlicher Zwischenziele 

 Darstellung von Projektrisiken und ggf. Maßnahmen zum Risikomanagement 

IV. Kurze Darstellung des Transfer- und gegebenenfalls Distributions-/Verwertungsplans: 

http://www.ble.de/verbraucherschutz


 
 
 
 
 
 
 
 

 

 

 Möglichkeiten zur breiten Nutzung sowie Verwertung der Ergebnisse in Gesellschaft, Wirt-

schaft, Wissenschaft, in der Fach- und Hochschulausbildung sowie durch Fachverbände und 

Intermediäre (die Darstellung hat gemäß der Vorlage Verwertungsplan zu erfolgen). 

V. Arbeitsteilung/Zusammenarbeit mit Dritten: 

 Angaben, die nur bei gegebenem Inhalt notwendig sind (innerhalb des angegebenen Gesam-

tumfangs): bei Verbundvorhaben und bei Kooperationen (z. B. mit Praxispartnern, Organi-

sationen oder Verbänden) ist (jeweils) eine Beschreibung der Arbeitsteilung zwischen den 

Partner*innen und eine Erläuterung zum wechselseitigen Mehrwert vorzulegen. 

VI. Angaben zum Finanzbedarf: 

 Tabellarische Darstellung der Ausgaben bzw. Kosten sowie des Gesamtzuwendungsbedarfs 

und des Eigenanteils (bei Verbundvorhaben aufgeschlüsselt nach Teilvorhaben). Auf die 

Übereinstimmung dieser Angaben mit den Angaben im Antragsformular sowie dem Deck-

blatt der Vorhabenbeschreibung ist zu achten. 

 Notwendigkeit der Zuwendung 

 

D. Anlagen (außerhalb des oben genannten Gesamtumfangs der Vorhabenbeschreibung): 

I. Lebenslauf der Projektleitung und gegebenenfalls weiterer Projektbeteiligter (pro Person maximal 

1.500 Zeichen inklusive Leerzeichen) 

II. Eigene Vorarbeiten der Projektleiterin/des Projektleiters und gegebenenfalls weiterer Projektbe-

teiligter als Auflistung zu folgenden Punkten (maximal 3.000 Zeichen inklusive Leerzeichen): 

 einschlägige Publikationen der letzten fünf Jahre (maximal zehn Publikationen), 

 erstellte und publizierte Forschungsdaten, Instrumente und dazugehörige Methodenberichte, 

 laufende Drittmittelvorhaben mit Bezug zum geplanten Vorhaben (unter Angabe von Titel, 

Förderer und Umfang). 

 

 

 

 


